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Beruf und Familie besser vereinbaren: Die SPD-
Fraktion gibt jungen Eltern mehr Spielräume.

Mehr Zeit 

für Familie

Unsere Arbeitswelt befindet sich im 
Wandel. Von den Beschäftigten wird 
heute erwartet, dass sie flexibel und 
ständig erreichbar sind. Die Grenzen 
zwischen Arbeit und „privatem Leben“ 
verwischen. Vielen Eltern fällt es 
schwer, ihren Beruf mit der Familie zu 
vereinbaren. Sie wünschen sich ein 
besseres Gleichgewicht zwischen 
Arbeit und Privatleben, mehr Zeit für 
Familie und Partnerschaftlichkeit. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist 
klar: Flexibilität darf keine Einbahn-
straße sein. Die Sozialdemokraten 
setzen sich seit langem dafür ein, den 
veränderten Lebensentwürfen und 

-realitäten von Familien Rechnung zu 
tragen. Dazu gehört es, den Beschäftig-
ten mit einer modernen Zeitpolitik mehr 
Flexibilität zu geben. Zum Beispiel in 
der Pflege: Künftig sollen Menschen, die 
kurzfristig die Pflege eines Angehörigen 
organisieren müssen, eine bezahlte 
Auszeit von ihrer Berufstätigkeit von 
bis zu zehn Tagen nehmen können.

Länger Elterngeld bei Teilzeit
Der zentrale Punkt einer modernen 

Zeitpolitik ist die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Mit der Einführung 
des ElterngeldPlus sorgt die Koalition 
dafür, dass berufstätige Eltern sich ihre 
Zeit besser und flexibler nach eigenen 
Vorstellungen einteilen können. Ab 
2015 sollen Elternpaare unterstützt 
werden, die sich partnerschaftlich um 
die Kinderbetreuung kümmern und in 
Teilzeit ins Berufsleben zurückkehren. 
Konkret heißt das: Mütter oder Väter, 
die in Teilzeit arbeiten, erhalten dop-
pelt so lange Elterngeld, ohne dass der 
Teilzeitlohn die Gesamtsumme des 
ausgezahlten Elterngeldes mindert. 
Wenn Paare gleichzeitig in Teilzeit ar-

beiten, gibt es für beide einen Partner-
schaftsbonus von vier zusätzlichen 
ElterngeldPlus-Monaten. Außerdem 
können zwischen dem dritten und 
achten Lebensjahr eines Kindes bis zu 
24 Monate flexible Elternzeit genom-
men werden.

Auch die Wirtschaft profitiert
Mehr Partnerschaftlichkeit, mehr Zeit 

für Familie und gleichzeitig Anschluss 
an den Beruf halten – die SPD-Fraktion 
schafft mehr Freiräume für junge Eltern. 

Mit dem Gesetz erfülle die Koalition 
die Wünsche vieler Eltern und setze 
ein wichtiges Versprechen der Sozial-
demokraten um, sagt der familienpoli-
tische Sprecher der SPD-Fraktion Sönke 
Rix. „Wir schaffen mehr Flexibilität 
und Partnerschaftlichkeit, wenn beide 

Elternteile Familienverantwortung 
übernehmen und am Arbeitsleben teil-
haben wollen.“ 

Auch die Wirtschaft profitiert von 
der Regelung: die umworbene Gruppe 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern im Alter zwischen 25 und 45 
bekommt noch stärkere Anreize, frü-
her in den Beruf zurückzukehren.

Für die SPD-Fraktion ist das Eltern-
geldPlus aber nur der erste Schritt: „Wir 
wollen, dass aus dem ElterngeldPlus 
bald Familienarbeitszeiten werden“, 
sagt die stellvertretende SPD-Fraktions-
vorsitzende Carola Reimann. „Wir wollen 
andere Arbeitszeitmuster, nicht nur für 
Eltern von Kleinkindern, sondern auch 
für die Eltern von älteren Kindern.“ ■

Mehr Zeit für die Familie, ohne den Anschluss an den Beruf zu verlieren: Das ElterngeldPlus gibt Familien mehr Flexibilität.
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Das bringt das ElterngeldPlus

• Väter oder Mütter, die in Teilzeit 
in den Beruf einsteigen, erhalten ein 
Teil-Elterngeld von einer Dauer bis 
zu 28 Monaten (statt 14 Monaten). 
• • Partnerschaftsbonus: Wenn beide 
Eltern pro Woche 25 bis 30 Stunden 
parallel arbeiten, erhält jedes Eltern-

teil das ElterngeldPlus nochmals für 
vier zusätzliche Monate.

• • Zwischen dem dritten und achten 
Lebensjahr eines Kindes kann bis zu 
24 Monate flexible Elternzeit ge-
nommen werden.
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Bundestag berät 
BAföG-Reform

Der Bundestag hat einen Gesetz-
entwurf zur Reform des BAföG 
beraten. Damit soll die staatliche 
Ausbildungsförderung an die 
Lebenswirklichkeit der Auszubil-
denden angepasst und ver-
bessert werden. Das BAföG sei 
eines der wichtigsten Instru-
mente, um jungen Menschen die 
Tür für eine Hochschulbildung 
und den gesellschaftlichen Auf-
stieg zu ermöglichen, sagte 
SPD-Fraktionschef Oppermann. 
„Für uns Sozialdemokraten hat 
es eine besondere Bedeutung.“ 
Der Entwurf sieht unter anderem 
vor, die Bedarfssätze und Freibe-
träge für alle BAföG-Geförderten 
um sieben Prozent zu erhöhen. 
Die Vermögensfreibeträge und 
Hinzuverdienstgrenzen sollen an-
gehoben und der Wohn zu   schlag 
auf 250 Euro aufgestockt werden. 
Zudem übernimmt der Bund ab 
dem 1. Januar 2015 die volle Fi-
nanzierung des BAföG und entlas-
tet die Länder damit dauerhaft 
um jährlich 1,17 Milliarden Euro. 
Das Gesetz soll Ende des Jahres 
vom Bundestag verabschiedet 
werden. ■

2 // Mitbestimmung

pektiven. Was allerdings fehlt, ist ein 
geregeltes Rückkehrrecht von Teilzeit 
auf Vollzeit. Und auch über die Kinder-
erziehung hinaus braucht es Regelun-
gen, die dem Wunsch der Beschäftig-
ten nach Zeitsouveränität Rechnung 
tragen. Das gilt vor allem für die ge-
plante Reform der Pflegezeit. Ähnlich 
wie beim „ElterngeldPlus“ brauchen 
Beschäftigte auch hier einen gesetzli-
chen Rechtsanspruch auf Familienpfle-
gezeit sowie eine Entgeltersatzleistung 

Frauen wollen nicht mehr aus dem 
Arbeitsleben aussteigen, sobald sie 
Mutter werden. Väter wollen nicht 
länger einfach weitermachen wie bis-
her, wenn der Nachwuchs da ist. Das 
neue „ElterngeldPlus“ nimmt diese Be-
dürfnisse ernst. Denn der Gesetzent-
wurf ermöglicht das, was Beschäftigte 
seit langem einfordern: mehr Zeitsou-
veränität. 82 Prozent der Beschäftigten 
ist es wichtig, ihre tägliche Arbeitszeit 
kurzfristig an ihre privaten Bedürfnisse 
anpassen zu können, ergab eine große 
Beschäftigtenbefragung der IG Metall. 
79 Prozent möchten ihre Arbeitszeit 
vorübergehend absenken, um z. B. mehr 
Zeit für Kinder oder pflegebedürftige 
Angehörige zu haben.

Mit dem „ElterngeldPlus“ können 
Väter und Mütter ihre Arbeitszeit be-
fristet reduzieren, kurze Auszeiten 
nehmen und die verschiedenen För-
dermöglichkeiten flexibel kombinie-
ren. Künftig wird es einfacher, die Er-
ziehungsarbeit ohne allzu große 
Einkommenseinbußen partnerschaft-
lich zu teilen. Das stärkt die wirtschaft-
liche Unabhängigkeit von Frauen und 
eröffnet ihnen bessere berufliche Pers-
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Das ElterngeldPlus ist richtig, eine Reform der Pflegezeit muss folgen – 
Ein Gastbeitrag von IG-Metall-Vorstandsmitglied Christiane Benner.

Elterngeld: Die Richtung stimmtMeldungen

60 Prozent bei den deutschen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sei 
nicht genug.

Zudem sprach Hoffmann über die 
Herausforderungen, die die Digitalisie-
rung von Arbeit mit sich bringe. Ohne 
entsprechende Regelungen führe diese 
Entwicklung zu neuen Formen der Be-
lastung und Ausbeutung. ■

Betriebs- und Personalrätekonferenz: Arbeit wertschätzen

in Anlehnung an die Regelung zum 
Elterngeld. Außerdem brauchen wir 
eine gesetzliche Absicherung von 
Langzeitfolgen, die durch eine Unter-
brechung oder Einschränkung der Er-
werbstätigkeit eintreten. 

Ob Kindererziehung oder Pflege: 
Die Politik muss weiterhin Partner-
schaftsmodelle fördern, die Männer 
und Frauen gleichermaßen in die Lage 
versetzen, erwerbstätig zu sein und 
Fürsorgeverantwortung zu tragen. ■

Christiane Benner ist im IG-Metall-Vorstand zuständig für Frauen und Gleichstellung. 

Gesellschaft für Gute Arbeit den Fra-
gen der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer.

Mehr Gerechtigkeit dank 
Mindestlohn

SPD-Fraktionschef Thomas Opper-
mann bezeichnete den Mindestlohn 
als zentrales Ordnungselement in ei-
ner sozialen Marktwirtschaft. Er sei 
stolz darauf, dass die Sozialdemokra-
ten diese fällige Modernisierung 
durchgesetzt haben. Der Mindestlohn 
locke als Teil des Tarifpakets nun wie-
der Branchen an, Tarifverträge abzu-
schließen. Indem wieder mehr Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer unter 
Tarifverträge gebracht werden, wür-
den auch die Arbeit und deren Wert-
schätzung gestärkt, sagte Oppermann.

DGB-Chef Reiner Hoffmann lobte 
Mindestlohn und Rentenpaket als 
wichtige Reformen, die mehr Gerech-
tigkeit in unsere Gesellschaft brächten. 
Gleichzeitig plädierte er dafür, die Ta-
rifautonomie weiter zu stärken. Denn: 

„Viel zu wenig Menschen in diesem 
Land fallen unter den Schutz von 
Tarifverträgen“. Ein Durchschnitt von 

DGB-Vorsitzender Reiner Hofmann mit Katja Mast auf der Betriebsrätekonferenz.

Unter dem Motto „Arbeit wert-
schätzen“ hat die SPD-Bundestags-
fraktion Ende September ihren tra-
ditionellen Dialog mit Betriebs- und 
Personalräten aus ganz Deutsch-
land fortgesetzt. Rund 260 Betriebs- 
und Personalräte waren nach Berlin 
gekommen, um über Leiharbeit, den 
Missbrauch von Werkverträgen, die 
Tarifautonomie und die Wirkung des 
Mindestlohns zu diskutieren.

„Schlechte Arbeitsbedingungen be-
einträchtigen das ganze Leben, umso 

wichtiger ist es, über gute Arbeit zu 
sprechen und sie gemeinsam voranzu-
bringen“, sagte Katja Mast, Sprecherin 
für Arbeit und Soziales der SPD-Bun-
destagsfraktion. Sie betonte, wie wich-
tig die Themen Mitbestimmung und 
Demokratie in Betrieben für die SPD-
Bundestagsfraktion seien.

Neben Katja Mast stellten sich auch 
Bundesarbeitsministerin Andrea Nah-
les, SPD-Fraktionschef Thomas Opper-
mann sowie DGB-Vorsitzender Reiner 
Hoffmann und Tatjana Fuchs von der 
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 Industrie // 3 

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

die Konjunkturdaten haben sich 
eingetrübt. Gleichwohl: Nach allen 
Vorhersagen wird es weiter Wachs-
tum in Deutschland geben. Das 
ist eine zentrale Voraussetzung, 
um Gute Arbeit für alle möglich zu 
machen. In Zukunft wird es da-
rum gehen, unsere wirtschaftliche 
Stärke zu erhalten, Investitionen 
zu fördern und bessere Teilhabe zu 
organisieren. Es wird eine unserer 
zentralen wirtschaftspolitischen Her-
ausforderungen sein, unsere starke 
industrielle Basis in das digitale Zeit-
alter zu überführen. Denn nur so 
können wir auch langfristig unsere 
sozialen Standards sichern und 
gute und faire Arbeitsbedingungen 
in Deutschland erhalten. Soziale 
Verantwortung und ökonomische 
Vernunft sind nicht voneinander 
zu trennen.

Die Umbrüche, vor denen wir in 
unserer Arbeitswelt stehen, bergen 
große Chancen. Neue Formen von 
Zeit- und flexiblen Arbeitsmodellen 
werden möglich. Das gilt für junge 
Menschen, die Familie und Beruf 
zusammenbringen wollen, ebenso 
wie für Ältere, die in Teilzeit länger 
im Beruf bleiben wollen. Solche 
Veränderungen sind immer auch 
große Herausforderungen, aber 
die sollten wir nicht ängstlich an-
gehen. Mit verantwortungsvoller 
Politik müssen wir für Fachkräfte-
sicherung sorgen, gezielt Anreize 
für Innovationen setzen und bezahl-
bare Energie sicherstellen.

Die SPD-Bundestagsfraktion steht 
für wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Fortschritt. Industrie- 
und Wirtschaftspolitik war und 
ist immer ein zentraler Bestandteil 
unserer Kernkompetenz. Daher 
erscheint mir die Gestaltung des 
Wandels unserer Arbeitswelt und 
aller seiner Folgen nach ökonomi-
schen, sozialen und rechtlichen 
Prinzipien wie maßgeschneidert 
für Sozial demokraten. ■
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Thomas Oppermann, Vorsitzender der 

SPD-Bundestagsfraktion 

Sabine Poschmann sprach mit Wolfgang Schroeder, Sabine Pfeiffer und Uwe Schirmer.

Das Schlagwort Industrie 4.0 er-
obert die Wirtschaft. Es geht dabei um 
die intelligente, internetbasierte Ver-
netzung aller Unternehmensbereiche. 
Konkret: Wie verbessern Digitalisie-
rung und Internet unsere Produktions-
prozesse? 

Mit einem Fachkongress hat sich 
jetzt die SPD-Fraktion dem Thema ge-
widmet. „Wir betreten alle miteinan-
der unkartierte Gewässer“, sagte SPD- 
Fraktionsvize Hubertus Heil bei der 
Begrüßung der rund 700 Gäste. Um 
Deutschland für den anstehenden 
Strukturwandel bestmöglich aufzu-
stellen, brauche es einen starken Ver-
bund zwischen Wissenschaft, Wirt-
schaft, Sozialpartnern und Politik. 

Enorme Chancen
Bundeswirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel zeigte sich in seiner Rede über-
zeugt davon, dass Deutschland gerade 
wegen seines hohen Grades an Indust-
rialisierung in einer digitalen Ökono-
mie große Wettbewerbschancen habe.

Eine zentrale Frage des Kongresses 
war, welche Rolle die Menschen und 
ihre Arbeit künftig in der Industrie 
spielen. Die Mittelstandsbeauftragte 
der SPD-Fraktion Sabine Poschmann 
moderierte das entsprechende Fachfo-
rum. Auf dem Podium wurde schnell 
deutlich: Bei Industrie 4.0 geht es nicht 
darum, alles zu automatisieren und die 
menschenleere Fabrik einzuführen. „Es 
ist nicht die Frage, ob es eine Zukunft 
der Arbeit gibt, sondern ob diese Zu-

Industrie 4.0 ist in aller Munde – aber was bedeutet der Begriff für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie? 

Fachkongress Industrie 4.0:

Chance oder Risiko?

deutschen Facharbeitern komme in 
Zukunft eine besondere Bedeutung zu. 

„Sie können einem Facharbeiter in der 
Produktion relativ schnell die nötigen 
IT-Kenntnisse vermitteln. Einem IT-
Spezialisten aber die Bedienung von 
hochkomplexen Produktionsmaschinen 
beizubringen, ist nicht so einfach.“

Trotz Digitalisierung würden in 
der Produktion immer Menschen ge-
braucht, die etwas von Mechanik und 
Elektronik verstünden, ergänzte Dr. 
Uwe Schirmer von der Robert Bosch 
GmbH. 

Mehr auf die Chancen von Indust-
rie 4.0 gucken und den Risiken als Poli-
tik und Sozialpartner gemeinsam be-
gegnen – das war das Fazit, das Sabine 
Poschmann nach der Diskussion zog. ■

kunft ein Fortschritt für die Menschen 
ist“, sagte Prof. Wolfgang Schroeder 
von der IG Metall. Er sieht beim Thema 
Industrie 4.0 Licht und Schatten. Zum 
einen gebe es Befürchtungen, dass es 
zu Arbeitsplatzabbau und Leistungs-
verdichtung komme. Aber der Prozess 
biete auch enorme Chancen, um 
Deutschlands industrielle Vorreiterrol-
le auszubauen.

Auf die Facharbeiter kommt es an
Prof. Sabine Pfeiffer von der Univer-

sität Hohenheim plädierte deshalb da-
für, sich als Land auf die eigenen Stär-
ken zu besinnen. „Das Know-How, das 
wir in über hundert Jahren Industrie-
geschichte angesammelt haben, haben 
die wenigsten Länder.“ Vor allem den 

den Ländern ausgewiesenen Gebieten 
exzessiven Mietsteigerungen bei neu-
en Mietverträgen entgegengewirkt. 
„Mit der Mietpreisbremse setzen wir 
einen für uns zentralen Punkt des Koa-
litionsvertrages um“, sagt SPD-Frakti-
onsvizin Eva Högl. 

Investitionen in Wohnungsbau 
ermöglichen

Um gleichzeitig Investitionen in den 
notwendigen Wohnungsbau sicherzu-
stellen, sind Neubauten und umfas-
send modernisierte Wohnungen von 
der Mietpreisbremse ausgenommen. 
Es wäre fatal, wenn mit solchen Regu-

lierungen der Wohnungsbau zum Er-
liegen gebracht würde, sagt SPD-Frakti-
onschef Thomas Oppermann. 
Auch der deutsche Mieterbund be-
grüßt die Mietpreisbremse. „Es ist gut, 
dass die Koalitionsfraktionen sich end-
lich geeinigt haben und die Mietpreis-
bremse kommt“, sagt der Bundes-
direktor des Deutschen Mieterbundes 
(DMB), Lukas Siebenkotten. 
Zudem hat die SPD-Fraktion entschei-
dende Änderungen im Maklerrecht 
durchgesetzt. In Zukunft gilt: Wer ei-
nen Makler beauftragt, muss auch die 
Kosten dafür übernehmen – also in der 
Regel der Vermieter. ■

Mieten bremsen und Investitionen fördern
Es ist ein wichtiger Schritt hin zu 

mehr bezahlbarem Wohnraum in 
Deutschland: Die Fraktionsspitzen 
von SPD und CDU/CSU haben sich auf 
eine Regelung für die Mietpreisbremse 
geeinigt. Damit sollen Mietsteigerun-
gen wirksam begrenzt und das Makler-
recht zugunsten von Mietern geändert 
werden. Gleichzeitig bleiben dringend 
erforderliche Investitionen für Neu-
bauten möglich. Die Mietpreisbremse 
beschränkt künftig Mietsteigerungen 
in Gegenden mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt auf maximal zehn 
Prozent gegenüber den ortsüblichen 
Vergleichsmieten. So wird in den von 
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4 // Im Gespräch

ren und er exorbitante Zinsen an Geld-
anleger zahlen muss.

Aber schränken Einsparungen 
beim Haushalt nicht auch die 
Handlungsfähigkeit des Staates 
ein?

Die SPD-Bundestagsfraktion hat im 
Koalitionsvertrag zusätzliche Ausga-
ben vor allem für Investitionen in Bil-
dung, in die Kinderbetreuung und in 
die Infrastruktur von insgesamt 23 
Milliarden Euro durchgesetzt, weil wir 
damit die Handlungsfähigkeit des 
Staates sichern wollen. Außerdem ha-
ben wir festgelegt, dass die Konsolidie-
rung nicht zulasten von Kürzungen im 

Sozialbereich geht. In einer Rezession 
kann man natürlich Schulden machen 
und muss es auch. Aber wenn die Wirt-
schaft wieder wächst, muss man die 
Schulden auch wieder abbauen. 

Ist der ausgeglichene Haushalt ein 
historisch einmaliger Akt oder 
langfristig möglich?

Wir haben uns dazu verpflichtet, dau-
erhaft auf neue Schulden zu verzichten. 
Die Einführung der Schuldenbremse 
hat hier einen Paradigmenwechsel 
eingeleitet. Dabei ist es in schlechten 
Zeiten – notfalls mit Schulden – auch 
künftig möglich, gegenzusteuern, um 
die konjunkturelle Entwicklung zu 
stabilisieren. Aber in guten Zeiten 
müssen wir diese Schulden zurück-
führen. Das ist in den vergangenen 
40 Jahren nicht passiert. 
Allerdings ist das ein zentraler Punkt. 
Wir wollen den zukünftigen Genera-
tionen noch politischen Handlungs-
spielraum ermöglichen. Mit einer zu 
hohen Staatsverschuldung haben wir 
den nicht mehr, dann zahlen wir nur 
noch Zinsen an die Investoren. 

Trotzdem muss das Geld auch ir-
gendwo eingespart werden. Geht 
der Haushalt auf Kosten von Inve-
stitionen?

Nein, diese steigern wir im Rahmen 
des derzeit Möglichen. Mittelfristig 
brauchen wir mehr Investitionen, ge-
rade für den Erhalt der öffentlichen 
Infrastruktur. Diese Investitionen 
müssen jedoch nicht zwingend über 
Schulden finanziert werden. Da müs-
sen wir auch die Einnahmenseite in 
den Blick nehmen. Problematisch sind 
aber vor allem die seit Jahren fehlen-
den privaten Investitionen. Unterneh-
men schreiben mehr ab als sie inves-
tieren. 

Wie kann die Politik denn mehr 
private Investitionen fördern?

Unternehmen investieren, wenn sie 
die Aussicht auf zukünftige Nachfrage 
und auf stabile politische Rahmenbe-
dingungen haben. Dazu gehört auch 
eine verlässliche Finanzpolitik.

Wie steht es denn um die Finanz-
lage in den Kommunen, und was 
kann der Bund hier tun?

Die Lage der Kommunen ist sehr unter-
schiedlich. Es gibt Kommunen mit vol-
len Kassen, andere haben sehr hohe 
Defizite. Die Kommunen spielen für 
die SPD-Bundestagsfraktion eine ganz 

Der Bund wird im kommenden 
Jahr zum ersten Mal seit 1969 
ohne neue Schulden auskommen. 
Warum ist ein ausgeglichener 
Haushalt so wichtig?

In der Finanz- und Schuldenkrise hat 
sich bei Ländern wie Griechenland ge-
zeigt, dass eine hohe gesamtstaatliche, 
aber auch private Verschuldung ir-
gendwann zu Refinanzierungsschwie-
rigkeiten führt. Die Gläubiger stellen 
infrage, dass ein Staat seine Schulden 
zurückzahlen kann, ohne frisches Geld 
zu drucken. Eine ganz entscheidende 
Frage ist deshalb, ob ein Staat noch un-
abhängig handeln kann, ohne dass ihn 
die Finanzmärkte am Gängelband füh-

Der Staat muss unabhängig von den Finanzmärkten sein, sagt SPD-
Fraktionsvize Carsten Schneider. Im Interview erklärt er, warum ein 
ausgeglichener Haushalt so wichtig ist, und spricht über die Banken-
union und den Länderfinanzausgleich. 
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»Wir haben uns zu einem 

ausgeglichenen Haushalt 

verpflichtet«

„Die Schuldenbremse 
hat einen Paradig-
menwechsel eingelei-
tet“

„Wir können in 
schlechten Zeiten 
Schulden machen, 
müssen sie in guten 
aber wieder abbauen“
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er ist. Er berücksichtigt die Leistungs-
kraft eines Landes und gleicht die Ein-
nahmen so aus, dass jedes Land seinen 
Aufgaben in der Bildungspolitik oder 
der inneren Sicherheit gerecht werden 
kann. 
Er sorgt zum Beispiel dafür, dass in 
Thüringen weiterhin eine sehr gute 
Schulausbildung gewährleistet wer-
den kann. Davon profitiert dann eben 
auch Bayern, weil ein Teil der Thürin-
ger Fachkräfte nach Bayern abwandert, 
dort arbeitet und wesentlich zur Wirt-
schaftsleistung im Land beiträgt.

Sie haben die Abhängigkeit von 
Staaten gegenüber den Finanz-
märkten angesprochen. Zieht Eur-
opa mit der Bankenunion jetzt die 
richtigen Lehren aus der Finanz-
krise?

Die Bankenunion ist zentral, um die 
Erpressbarkeit der Staaten durch glo-
bale Finanzkonzerne zu beenden. Die 
Kontrolle von weltweit tätigen Banken 
wird damit auf eine unabhängige eu-
ropäische Behörde übertragen, die Eu-
ropäische Zentralbank. Das führt dazu, 
dass international tätige Banken wie 
die Deutsche Bank deutlich besser kon-
trolliert werden können. 

Warum brauchen wir diese Kon-
trolle auf europäischer Ebene?

Die großen Banken sind längst alle 
multinational aufgestellt. Ihnen kön-
nen wir über nationale Kontrollen 
nicht beikommen. In der Finanzkrise 
mussten wir als deutscher Staat für 
Banken haften, die wir gar nicht kont-
rollieren konnten, zum Beispiel bei der 
Hypo Real Estate. Hier lag die Hälfte 
des Bilanzvolumens bei einer Tochter-
bank in Irland. Wir brauchen eine un-
abhängige Kontrolle, die riskante Ge-
schäfte frühzeitig erkennt und 
dagegen vorgeht. In Zukunft gibt es 
diesen Aufseher in Form der EZB. 

Wie soll in der Zukunft verhindert 
werden, dass Staaten mit Steuer-
geldern nochmal für marode Ban-
ken haften müssen?

Wenn eine große Bank Pleite geht, 
wird in Zukunft nicht mehr der Steuer-
zahler einspringen. Zuallererst müssen 

die Gläubiger und Aktionäre der Ban-
ken für die Verluste aufkommen. Wir 
schaffen dadurch endlich wieder 
marktwirtschaftliche Prinzipien im Fi-
nanzsektor. Wer ein großes Risiko ein-
geht, muss damit rechnen, sein Geld zu 
verlieren. Das wird auch zu einer Diszi-
plinierung im Bankensektor führen. 
Viele riskante Geschäfte werden sich 

dadurch gar nicht mehr rechnen. Wir 
wollen, dass sich die Banken wieder 
auf ihre Dienstleitungsfunktion kon-
zentrieren, nämlich das Geld von Spa-
rern zu sammeln und es an Unterneh-
men zu verleihen. 

Seit langem wird über die Einfüh-
rung einer Finanztransaktions-

steuer diskutiert, um den 
Bankensektor an den Kosten der 
Krise zu beteiligen. Wann kommt 
sie?

Wir sind als SPD-Bundestagsfraktion 
extrem hinterher, dass wir die Steuer 
möglichst bald bekommen. Wir haben 
aufgrund der Finanzkrise enorme Kos-
ten gehabt, die wir nur über neue 
Schulden finanzieren konnten. Der Fi-
nanzsektor als Verursacher der Krise 
hat dazu bis heute keinen Beitrag ge-
leistet. Leider gibt es noch europaweite 
Widerstände, auch aus Ländern wie 
Frankreich oder Italien, die ihre Finanz-
plätze in Gefahr sehen. Wir müssen da 
weiter Druck machen bis zu dem Punkt, 
an dem wir sagen: Mehr Ausgabenpro-
gramme und Konjunkturmaßnahmen 
in Europa gibt es mit der SPD-Fraktion 
nur, wenn wir auch bei der Finanz-
transaktionssteuer markante Fort-
schritte machen. ■

zentrale Rolle. Wir wollen vor allem de-
nen helfen, denen es wirtschaftlich 
schlecht geht. Denn die Kommunen 
sollen nicht nur ihre Pflichtaufgaben 
erfüllen können, sondern auch Spiel-
raum für weitere Zukunftsinvestitio-
nen haben, sei es für die Kinderbetreu-
ung oder für die Sanierung von 
Schulen. Wir stellen mit dem Haushalt 
2015 zunächst noch einmal eine Milli-
arde Euro Entlastung vom Bund bereit. 
Mit 500 Millionen Euro davon über-
nehmen wir einen höheren Anteil an 
den Wohnungskosten für Arbeitslose. 
Das entlastet vor allem die schwäche-
ren Kommunen. Bis zum Ende der Le-
gislatur werden wir die Städte und Ge-
meinden um 5 Milliarden Euro im Jahr 
entlasten. Damit geben wir vielen 
Kommunen ihre finanzielle Hand-
lungsfähigkeit zurück. 

Auch bei der geplanten Neuord-
nung des Länderfinanzausgleichs 
geht es um finanzielle Handlungs-
fähigkeit. Die bisherigen Regelun-
gen laufen 2019 aus. Warum ist 
das schon jetzt ein Thema?

Ganz einfach: Wir müssen frühzeitig 
Planungssicherheit für den Bund und 
die Länder schaffen. Es geht beim Län-
derfinanzausgleich um viel Geld, um 
fast 30 Milliarden Euro, wenn man den 
Solidaritätszuschlag dazu nimmt. Hier 
müssen sich alle Akteure darauf ein-
stellen können, was ab 2020 auf sie 
zukommt. Dazu bietet sich eine große 
Koalition natürlich an, und deshalb 
haben wir uns das vorgenommen.

Welche Grundsätze hat die SPD-
Fraktion dabei?

Wir wollen unseren sozialen Bundes-
staat erhalten, so wie es auch im 
Grundgesetz steht. Gleichwertige Le-
bensverhältnisse in allen Regionen 
Deutschlands sind das Ziel der SPD-
Fraktion. Das heißt auch, dass wir den 
solidarischen Ausgleich unter den Län-
dern erhalten wollen.

Hat sich das bisherige System be-
währt?

Absolut. Aus unserer Sicht kann der 
Länderfinanzausgleich so bleiben wie 

„Die Bankenunion be-
endet die Erpressbar-
keit der Staaten durch 
Finanzkonzerne“

„Wer mit einer Anlage 
ein großes Risiko ein-
geht, muss auch 
damit rechnen, dass 
er sein Geld verliert“

„Wir wollen gleich-
wertige Lebensver-
hältnisse in allen 
Regionen Deutsch-
lands“

Mehr Infos zum Thema: 

www.spdfraktion.de

 Im Gespräch // 5 

Zur Person

1998 war er der jüngste Abgeord-
nete im Bundestag, mittlerweile ge-
hört Carsten Schneider trotz seines 
jungen Alters (38) schon zu den er-
fahrenen Fraktionsmitgliedern. 
Zwischen 2005 und 2013 war der 

Erfurter haushaltspolitischer Spre-
cher der SPD-Fraktion. Seit 2013 ist 
er stellvertretender SPD-Fraktions-
vorsitzender und als solcher zustän-
dig für die Themen Haushalt und 
Finanzen.

GuAr_05_2014_RZ.indd   5 13.10.14   16:37



6 // Aktuelles

aus den geburtenstarken Jahrgängen 
pflegebedürftig werden.

Ambulant vor stationär
„Es ist gerecht, dass wir die Leistungs-

beträge in der Pflege erhöhen“, sagt die 
gesundheitspolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion Hilde Mattheis. „Wir stär-
ken weiter das Prinzip „ambulant vor 
stationär“ und entsprechen damit dem 
Wunsch Pflegebedürftiger, so lang wie 
möglich in den eigenen vier Wänden 
zu bleiben.“ 

Das Gesetz ist der erste Schritt zu 
einer umfassenden Reform des Pflege-

systems. Mit einem weiteren Gesetz 
sollen noch in dieser Wahlperiode der 
neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und 
ein neues Begutachtungsverfahren 
eingeführt werden. Die bisherige Un-
terscheidung zwischen Pflegebedürf-
tigen mit körperlichen Einschränkun-
gen einerseits und mit kognitiven und 
psychischen Einschränkungen (insbe-
sondere Demenzkranke) andererseits 
soll dadurch wegfallen.

Das erste Gesetz zur Stärkung der 
Pflege wird in Kürze vom Gesetz geber 
beschlossen und tritt am 1. Januar 2015 
in Kraft. ■

Der demografische Wandel stellt 
unsere Gesellschaft vor eine gewaltige 
Herausforderung. Schon heute sind in 
Deutschland knapp 2,5 Millionen Men-
schen jeden Tag auf Pflegeleistungen 
angewiesen. Bis 2030 wird diese Zahl 
nach Schätzungen auf 3,31 Millionen 
Pflegebedürftige steigen. Diesen Ent-
wicklungen muss auch unser Pflege-
system Rechnung tragen.

Mit einem Gesetz zur Stärkung der 
Pflege will die Koalition deshalb ab 2015 
die Leistungen für Pflegebedürftige, An-
gehörige und Pflegekräfte systematisch 
erhöhen. Das heißt, die Pflegebedürfti-
gen erhalten verbesserte Leistungen 
und die pflegenden Angehörigen sowie 
Pflegefachkräfte werden entlastet. 

Mehr Beitrag für mehr Leistung
Dafür soll der Beitrag zur Pflege-

versicherung ab 2015 um 0,3 Prozent-
punkte ansteigen. Die Einnahmen 
aus 0,2 Beitragssatzpunkten – rund 
2,4 Milliarden Euro – stehen für die 
Leistungsverbesserungen der ersten 
Reformstufe zur Verfügung: 1,4 Milliar-
den Euro für die häusliche Pflege und 
1 Milliarde für die stationäre Pflege. Mit 
den Mitteln aus einem Beitragssatz-
zehntel soll ein Vorsorgefonds einge-
richtet werden. Dieser soll ab 2030 die 
Beiträge stabilisieren, wenn Menschen 
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Koalition stärkt die Pflege

Die EU-Kommission verhandelt 
gegenwärtig mit den USA über ein 
Freihandelsabkommen (Transat-
lantic Trade and Investment Part-
nership, kurz: TTIP). 

TTIP bietet die Chance auf mehr 
Wohlstand in der EU. Gerade die vielen 
mittelständischen Unternehmen in 
Deutschland könnten einen leichteren 
Zugang zum nordamerikanischen 
Markt bekommen. Gleichzeitig schü-
ren das Abkommen und die oft gehei-
men Verhandlungen Unsicherheiten 
bei den Bürgerinnen und Bürgern. 

Für die SPD-Fraktion ist klar: Ein Ab-
kommen ist nur dann sinnvoll , wenn 
es auch einen Fortschritt für die Bürge-
rinnen und Bürger mit sich bringt. In 
keinem Fall darf es die hohen europäi-
schen Standards einschränken. 

„Barrieren wie Zölle und andere 
Handelshemmnisse sollen fallen – Um-
welt-, Arbeits- und Verbraucherschutz-
standards hingegen nicht!“, bringt es 
SPD-Fraktionsvize Hubertus Heil auf 

den Punkt. Ähnlich sieht es der Deut-
sche Gewerkschaftsbund (DGB), der 
gemeinsam mit dem Bundeswirt-
schaftsministerium ein Positionspa-
pier zu TTIP veröffentlicht hat. 

14 Bedingungen für TTIP
„Es geht darum, zusätzlichen Wohl-

stand tatsächlich breiten Bevölke-
rungsschichten zukommen zu lassen, 
wirtschaftliche, soziale und ökologi-
sche Standards zu verbessern sowie 
faire Wettbewerbs- und gute Arbeits-
bedingungen zu schaffen“, heißt es in 
dem Papier. Gemeinsam zählen DGB 
und Ministerium 14 Punkte auf, die bei 
den Verhandlungen erfüllt sein müs-
sen. Darunter die Forderung, dass Ar-
beits- und Sozialstandards genauso 
wirkungsvoll sichergestellt sein müs-
sen, wie die Einhaltung anderer Regeln 
des Abkommens. Zudem müsse die Zi-
vilgesellschaft in einer öffentlichen De-
batte einbezogen werden. Hubertus 
Heil nennt das Papier „wegweisend“. ■

Ein zentrales Ziel der Großen Ko-
alition ist es in dieser Legislaturpe-
riode, Kommunen zu entlasten und 
ihnen mehr fi nanziellen Hand-
lungsspielraum zu geben. 

Mit einem Ende September einge-
brachten Gesetzentwurf trägt die Koalition 
diesem Vorhaben Rechnung. Der Ent-
wurf sieht vor, die Kommunen jährlich 
um eine Milliarden Euro zu entlasten. 

Die Entlastung speist sich aus zwei 
Quellen: 500 Millionen Euro erhalten 
die Gemeinden über einen höheren 

Anteil an der Gewerbesteuer. Weitere 
500 Millionen Euro sparen sie dadurch 
ein, dass der Bund die Kosten der Un-
terkunft und Heizung für Bezieher von 
Arbeitslosengeld II (ALG II) übernimmt. 
Davon profitieren vor allem die struk-
turschwachen Kommunen mit beson-
ders vielen ALG II-Empfängern – ein 
zentrales Anliegen der SPD-Fraktion. 

Auch beim Kita-Ausbau bekommen 
Länder und Kommunen mehr Unter-
stützung. Der Bund wird das seit 2007 
bestehende Sondervermögen „Kinder-
betreuungsausbau“ um 550 Millionen 
Euro auf 1 Milliarde Euro aufstocken. 
Dadurch wird ein drittes Investitions-
programm von 2015 bis 2018 für den 
Kita-Ausbau ermöglicht. 

2017 und 2018 verzichtet der Bund 
zudem zugunsten der Länder jährlich 
auf 100 Millionen Euro aus der Umsatz-
steuer. Damit erhöht der Bund seine 
Beteiligung an den Betriebskosten der 
Kinderbetreuung, dies soll u. a. der 
Sprachförderung zugute kommen. ■

Immer mehr Menschen werden pflegebedürftig. Die SPD-Bundestags-
fraktion will unser Pflegesystem frühzeitig darauf vorbereiten.

Meldungen

Bankenunion 
kommt

Die EU zieht die Lehren aus der 
Finanzkrise: Die Bundesregierung 
hat vier Gesetze in den Bundes-
tag eingebracht, mit denen die 
europäische Bankenunion be-
schlossen werden soll. Sie soll 
verhindern, dass Staaten ein-
springen müssen, um system-
relevante Banken zu retten. „Es 
darf nicht sein, dass die Steuer-
zahler dafür haften, wenn Finanz-
institute durch eine riskante 
Geschäftspolitik in Schieflage ge-
raten“, sagt SPD-Fraktionschef 
Thomas Oppermann. Die Euro-
päische Zentralbank (EZB) wird 
gemeinsam mit nationalen 
Aufsichtsbehörden die system-
relevanten Banken überwachen. 
Daneben wird es einen Abwick-
lungsmechanismus geben. 
Konkret: Die Branche muss Sanie-
rungen und Abwicklungen selbst 
bezahlen und dafür Rücklagen 
in einem Bankenfonds bilden. Die 
SPD-Fraktion fordert, dass Ein-
zahlungen in den Fonds nicht 
von der Steuer abgesetzt werden 
dürfen. In Zukunft ist klar gere-
gelt, wer bei einer Bankenpleite 
haftet: erst Eigentümer und 
Aktionäre, dann Gläubiger der 
Bank und zuletzt Einleger, die mehr 
als die geschützten 100.000 Euro 
bei der Bank haben. ■

Die Pflege wird vor dem Hintergrund des demografischen Wandels immer wichtiger.

TTIP muss den Bürgern nutzen Kommunen unterstützen

Der Bund entlastet die Kommunen beim 

Kita-Ausbau.
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als „Freigestellter“ für die Belange der 
Belegschaft ein. 

Kampf für Rente ab 63 war „klasse“
Seit Februar ist Haas in Altersteilzeit. 

In drei Jahren wechselt er mit 61 Jahren 
in die Ruhephase. 2020 wird er dank der 
Rentenreform mit 63 Jahren und acht 
Monaten in den Ruhestand gehen kön-
nen – nach rund 49 Beitragsjahren und 
46 Jahren Vollzeitarbeit. 

Dass die SPD-Fraktion und Sozialmi-
nisterin Andrea Nahles (SPD) für die 
frühere abschlagsfreie Rente gekämpft 
haben, findet Gerd Haas „klasse“. „Das 
gehört zu den wenigen Erlebnissen im 
politischen Bereich, die ich bisher hatte, 
dass den Dingen auch nachgegangen 
wurde. Das war nicht bloß ein Ver-
sprechen – hier wurde was getan“, 
sagt Haas. 

Es sei auch wichtig, dass Gewerk-
schaften und die Politik vor dem Hinter-
grund der demografischen Entwicklung 
und der damit verbundenen Anhebung 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters 
gemeinsam Lösungen entwickelten, er-
gänzt Haas. Hierbei geht es ihm vor al-
lem um Menschen, die körperlich 
schwer arbeiten und gar nicht so lange 
arbeiten können. Ebenso müssten die 
Betriebe altersgerechte Arbeitsplätze 
für die Beschäftigten zur Verfügung 
stellen, die ihren ursprünglich erlernten 
Beruf nicht bis zum Rentenalter aus-

führen könnten. An Lösungen für ei-
nen flexiblen Übergang in die Rente 
arbeitet bereits eine Arbeitsgruppe der 
Koali tion.

 
Aufstiegsmöglichkeiten wichtig 

für die Rente
Die Gefahr einer Frühverrentungs-

welle sieht Haas eher nicht. Dass auch 
Zeiten der Arbeitslosigkeit bei der frü-
heren abschlagsfreien Rente berück-
sichtigt werden, sei gerecht. Schließlich 
gebe es Regionen in Deutschland, die 
wirtschaftlich weniger stabil seien. Die 

„Wer 45 Jahre in die Rentenversiche-
rung eingezahlt hat, braucht sich nicht 
zu ducken“, sagt Gerd Haas mit Blick auf 
die Möglichkeit, früher abschlagsfrei in 
Rente gehen zu können. Haas ist Jahr-
gang 1956. Als 15-Jähriger hat er 1971 
seine Ausbildung in dem metallverar-
beitenden Zulieferunternehmen G. 
RAU GmbH & Co. KG im baden-würt-
tembergischen Pforzheim begonnen. 

„Ich hatte das Glück, in einer sehr gu-
ten Firma anzufangen und arbeite bis 
heute dort“, erklärt Haas. Ihm ist dabei 
durchaus bewusst, dass dies heute 
nicht mehr der Normalfall ist. Erfreuli-
cherweise habe es bislang in seinem 
Unternehmen wenige Krisenzeiten 
gegeben. Der familiengeführte Be-
trieb mit 550 Mitarbeitern produziert 
hochwertige Metallteile für die Auto-
mobilindustrie sowie für Elektro- und 
Medizintechnik. 

Vom Lehrling zum Betriebsrat
Vor 43 Jahren hat Gerd Haas seine 

Ausbildung zum Maschinenschlosser 
angefangen und damit auch begonnen, 
Rentenbeiträge zu leisten. Von Anfang 
an wollte er beruflich vorankommen 
und legte 1982 erfolgreich seine Meis-
terprüfung ab. Im Anschluss leitete er 
verschiedene Abteilungen im Unter-
nehmen. 2010 wurde IG-Metall-Mit-
glied Gerd Haas zum Betriebsratsvorsit-
zenden gewählt. Seitdem setzt er sich 

Gerd Haas hat vor 43 Jahren begonnen, in die Rentenkasse einzuzahlen.

Generationengerechtigkeit beim Ren-
tenzugangsalter sieht Haas durchaus 
gegeben, denn der Eintritt ins Berufsle-
ben habe sich verschoben. Heute seien 
die meisten älter als 16 Jahre, wenn sie 
ihre Ausbildung beginnen. Und wer 45 
Jahre und mehr gearbeitet hat, habe es 
verdient, in Rente gehen zu können. 

Doch Haas hat auch Verständnis für 
die junge Generation. Wichtig für sie 
seien gute Aufstiegsmöglichkeiten, 
denn je mehr durch Arbeit verdient 
werde, umso mehr Geld gehe auch in 
die Rentenkassen, sagt Haas. ■

Deutschlands holte bei diesen Wahlen 
rund 29 Prozent. Als zweitstärkste Kraft 
im Parlament gründete sich am 31. Au-
gust 1949 die SPD-Bundestagsfraktion 
und wählte Kurt Schumacher zu ihrem 
Vorsitzenden. Unter Schumachers Ägi-
de entwickelte sich die SPD-Bundes-
tagsfraktion zu einer selbstbewussten, 
aber auch loyalen und disziplinierten 
Oppositionsfraktion, die Kanzler Ade-
nauer und den Regierungsfraktionen 
deutlich entgegentrat. 

Viel erreicht für die Menschen
In den vergangenen Jahrzehnten 

war die Geschichte der SPD-Fraktion 
wechselvoll, von großen Erfolgen und 
auch Niederlagen geprägt. Um Ent-
scheidungen wurde oft gerungen, es 

wurde leidenschaftlich debattiert, aber 
stets um die Sache: Frieden, Freiheit, Ge-
rechtigkeit, Solidarität. Geführt wurde 
die Fraktion von Persönlichkeiten wie 
Herbert Wehner, Helmut Schmidt, 
Hans-Jochen Vogel, Ulrich Klose oder 
Peter Struck, um nur einige zu nennen.

Die SPD-Bundestagsfraktion unter-
stützte die Außenpolitik Willy Brandts 
ebenso wie den Einigungsprozess und 
die innenpolitischen Reformen, die un-
ter dem legendären Motto „mehr De-
mokratie wagen“ (Brandt) standen. 

Den sozialdemokratischen Parla-
mentariern ist es zu verdanken, dass die 
Arbeitnehmerrechte in Deutschland 
gestärkt wurden, die Sozialversiche-
rungssysteme ausgebaut wurden, das 
BAfög eingeführt und der Ausstieg aus 

der Atomenergie eingeleitet wurde.

Für ein gerechteres und 
moderneres Land

Deutschlands Zukunft zu gestalten, 
war für die SPD-Fraktion nie nur leere 
Phrase, sondern Ansporn. Bis heute 
sorgen die Sozialdemokratinnen und 

-demokraten dafür, dass das Land ge-
rechter und moderner wird.

Auch in der Großen Koalition ist die 
SPD-Bundestagsfraktion unter Frakti-
onschef Thomas Oppermann der Motor 
der Regierungsarbeit. Auf ihr Betreiben 
hin wird endlich ein gesetzlicher Min-
destlohn eingeführt, die Rente ab 63 
Jahren nach 45 Beitragsjahren und die 
doppelte Staatsbürgerschaft. Viele wei-
tere Projekte folgen. ■

Deutschland litt noch unter den 
Kriegsfolgen, als am 14. August 1949 
die ersten Wahlen zum Deutschen Bun-
destag stattfanden. Das Grundgesetz 
war erst wenige Monate alt und musste 
sich als echte Verfassung noch bewäh-
ren. Die Sozialdemokratische Partei 
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Früher in Rente: „Wer 45 Jahre einzahlt,

braucht sich nicht zu ducken“
Gerd Haas, Jahrgang 1956, arbeitet seit er 15 ist und wird 2020 mit 63 Jahren in Rente gehen. 
Dass die SPD-Bundestagsfraktion erfolgreich dafür gekämpft hat, findet er klasse.

Souverän, solidarisch und sozial: 65 Jahre SPD-Fraktion

Der Sitzungssaal der SPD-Fraktion im 

Reichstagsgebäude in Berlin.
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Weniger Schulden, mehr Investitionen: Bundestag berät den Etat 2015.

Keine neuen Schulden: 

Haushalt 2015 ist Zeitenwende

Der Bundestag hat Anfang Septem-
ber in 1. Lesung den Entwurf des Bun-
deshaushalts für das Jahr 2015 disku-
tiert. Das Besondere dabei: Es soll der 
erste Bundeshaushalt seit 1969 sein, 
der ohne Neuverschuldung auskommt. 

„Mit dem Haushalt 2015 beginnt eine 
Zeitenwende“, sagte SPD-Fraktionsvize 
Carsten Schneider in der Debatte. 

Die vorherige Große Koalition hatte 
2009 die Schuldenbremse für die öf-
fentlichen Haushalte beschlossen. Der 
aktuelle Koalitionsvertrag zwischen 
Union und SPD sieht einen ausgegli-
chenen Haushalt ohne Neuverschul-
dung sowie die Sicherstellung der In-
vestitionskraft von Bund, Ländern und 
Gemeinden in Verantwortung für 
künftige Generationen vor.

300 Milliarden Euro Ausgaben
Zentral für die SPD-Bundestagsfrak-

tion ist dabei, dass die Haushaltskon-
solidierung nicht auf Kosten von In-
vestitionen geht. Im Gegenteil, der Etat 
für 2015 sieht sogar mehr Investitio-
nen in Infrastruktur und Bildung vor 
als der von 2014. 

Insgesamt umfasst der Bundeshalt 
2015 Ausgaben in Höhe von 299,5 Mil-
liarden Euro. Das sind 3 Milliarden Eu-
ro mehr als 2014. Für Verkehrsinvesti-
tionen in Straßen, Schiene und 
Wasserstraßen wird 2015 1 Milliarde 
Euro zusätzlich bereitgestellt. Auch für 
die Städtebauförderung mit dem Pro-
gramm Soziale Stadt stehen 2015 wie-
der 700 Millionen Euro zur Verfügung. 
Ab 1. Januar 2015 übernimmt der Bund 
die Finanzierung des BAföG. Damit 
entlastet er die Länder um mindestens 
1,17 Milliarden Euro. Für den For-
schungsetat gibt es im nächsten Jahr 
200 Millionen Euro mehr. Für die Ein-
gliederung von Arbeitsuchenden in 
den Arbeitsmarkt stehen auch 2015 
wieder 350 Millionen Euro zusätzlich 
zur Verfügung. Und schließlich wer-
den Städte und Gemeinden im kom-
menden Jahr um eine weitere Milliar-
de Euro entlastet. 

Carsten Schneider machte in der 
Debatte deutlich, dass es in Bezug auf 
die Steuerpolitik und die Verteilungs-
frage bei SPD und Union unterschiedli-
che Standpunkte gibt. Doch man habe 
es erreicht, dass die Binnennachfrage 
künftig gestärkt werde. „Das Wichtigs-
te ist dabei die ab Januar 2015 begin-
nende Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns“, sagte Schneider. Dies be-
deute für viele Beschäftigte „die größte 
Lohnerhöhung, die sie je erreicht haben“.

Solide wirtschaften für die 
Generationengerechtigkeit

Der haushaltspolitische Sprecher 
der SPD-Fraktion, Johannes Kahrs, erin-
nerte daran, dass der Bund im Jahr 
2013 noch 22 Milliarden Euro neue 
Schulden machen musste. Im Jahr 
2014 werden es immerhin noch 6,5 
Milliarden Euro sein. In den letzten 
Haushalten sei vorbereitet worden, 
dass für 2015 keine Neuverschuldung 
vorgesehen sei. 

Deutschland müsse auch im Sinne 
der Generationengerechtigkeit solide 
wirtschaften und dürfe nicht in eine 

ähnlich schlechte Lage wie andere eu-
ropäische Länder kommen. Dennoch 
werde das Parlament in den kommen-
den Haushaltsberatungen vor allem 
bei Investitionen Prioritäten setzen. ■

Vorgestellt

Katja Mast

Sabine Poschmann

Das langfristige Ziel ist klar: Schulden abbauen und dabei in die Zukunft investieren. 

// Seit 1969 hatte Deutsch-

land keinen ausgeglichenen 

Bundeshaushalt mehr. 

2015 soll es wieder soweit 

sein. Investitionen in 

Infrastruktur und Bildung 

gibt es trotzdem.//
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Termine 

21. Oktober: Politik für den 
Mittelstand, 63897 Miltenberg

23. Oktober: Der Mindestlohn 
kommt, 09456 Annaberg-Buch-
holz 

27. Oktober: Die Mietpreis-
bremse, 47051 Duisburg 

28. Oktober: Hilfe im Sterben – 
Hilfe zum Sterben, 44625 Herne

Weitere Termine:
www.spdfraktion.de
www.facebook.com/
spdbundestagsfraktion

„Der Mittelstand ist der Garant 
für Deutschlands stabile wirt-
schaftliche Stärke“, sagt Sabine 
Poschmann, die Beauftragte 
für Mittelstand und Handwerk 
der SPD-Bundestagfraktion. Als 
Politikerin will sie durch ent-
sprechende Rahmenbedingun-
gen für den Mittelstand dafür 
sorgen, dass es so bleibt. Sabine 
Poschmann kommt aus dem 
Ruhrgebiet und hat die längste 
Zeit ihrer bisherigen politi-
schen Karriere in der Dortmun-
der Politik verbracht. Seit 2013 
vertritt sie ihre Heimatstadt 
Dortmund als direkt gewählte 
Bundestagsabgeordnete in Ber-
lin. Dort sitzt sie für die SPD-
Fraktion im Ausschuss für 
Wirtschaft und Energie und ist 
stellvertretendes Mitglied im 
Innenausschuss. ■

Die Politik von Katja Mast hat 
ein klares Leitbild: Gute Arbeit. 
Als arbeitsmarktpolitische Spre-
cherin verfolgt sie dieses Ziel für 
die SPD-Bundestagsfraktion. 
Gute Arbeit stehe für faire Be-
zahlung, die volle Teilhabe am 
Sozialstaat, die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und vor 
allem auch die lebenslange 
Weiterentwicklung der Qualifi-
kation, sagt Katja Mast. Sie ist 
zudem Vorsitzende der Landes-
gruppe Baden-Württemberg 
und vertritt seit 2005 ihren 
Wahlkreis Pforzheim in Berlin. 
Neben dem Ausschuss für Ar-
beit und Soziales ist sie auch 
stellvertretendes Mitglied im 
Haushaltsausschuss. ■
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